
Suchergebnisse: Kultus

10. Juni 1813 – Im Königreich Baiern tritt das Judenedikt in Kraft

München - Königreich Baiern * Das sogenannte „Baierische Judenedikt“ regelt erstmals

einheitlich die „Verhältnisse der jüdischen Glaubensgenossen im Königreiche Baiern“. Es stellt

einen wichtigen Schritt zur rechtlichen Eingliederung der Juden in den baierischen Staat dar,

enthält jedoch zugleich zahlreiche Einschränkungen.  Einerseits bringt das Edikt

Verbesserungen:     Juden erhalten mehr bürgerliche Rechte,   dürfen Grundbesitz erwerben und 

 werden stärker in das staatliche Leben integriert.     Das Edikt schafft zusätzlich die rechtliche

Grundlage für die Bildung jüdischer Kultusgemeinden sowie für die Einrichtung von

Gotteshäusern und Friedhöfen. Damit wird jüdisches Gemeindeleben offiziell anerkannt und

gefestigt.  Andererseits bleibt das Edikt stark von staatlicher Kontrolle geprägt. Besonders

bedeutend war das sogenannte Matrikelgesetz.     Für jede Gemeinde wird eine feste Höchstzahl

jüdischer Familien festgelegt.   Nur wer eine Matrikelstelle besitzt, darf sich dauerhaft

niederlassen, heiraten und eine Familie gründen.   Viele junge Juden konnten deshalb keine

eigene Familie in ihrer Heimat gründen und sind zur Auswanderung gezwungen, häufig nach

Nordamerika.   Außerdem begünstigt das System wohlhabendere Familien, die leichter

Matrikelstellen sichern können.    Das Judenedikt ist einerseits ein Schritt zur rechtlichen

Konsolidierung und Emanzipation der jüdischen Bevölkerung, andererseits aber auch ein

Instrument zur Begrenzung und Kontrolle jüdischen Lebens in Baiern. 

25. Januar 1815 – 39 jüdische Männer gründen die Israelitische Kultusgemeinde

München * 39 jüdische Männer gründen in der Wohnung von Judith Wertheimer, der Witwe des

kurfürstlichen Hoffaktors Abraham Wolf Wertheimer, die Israelitische Kultusgemeinde. Sie ist die

erste anerkannte jüdische Gemeinde Münchens nach der Vertreibung der Juden im Jahr 1442. 

1816 – Debatte über den Bauplatz der Münchner Synagoge

München * Bei der Suche nach einem geeigneten Bauplatz für die Synagoge bevorzugen die

Behörden zunächst einen Neubau außerhalb des Stadtzentrums. Ihr Vorschlag, die Synagoge

„nahe dem Theater am Isartor“ zu errichten, stößt bei der Kultusgemeinde jedoch auf wenig

Zustimmung.   Das Grundstück wird nicht nur wegen seiner abgelegenen Lage abgelehnt; auch
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die unmittelbare Nähe zum Theater sowie zu mehreren Schlachthöfen erscheint der Gemeinde

für eine religiöse Einrichtung als unangemessen und unwürdig. Stattdessen bringt die Gemeinde

ein brachliegendes Grundstück ins Gespräch, das sich im Besitz der Stadt befindet und hinter

dem Polizeigebäude an der Lederergasse liegt. Der Stadtmagistrat wird daraufhin um die

Überlassung dieses Grundstücks gebeten.

24. März 1816 – Die erste Bestattung auf dem jüdischen Friedhof

Thalkirchen * Die Israelitische Kultusgemeinde München hat eine Genehmigung zur Anlage eines

jüdischen Friedhofs an der Thalkirchner Straße erhalten. Dieser kann am 24. März 1816

eingeweiht werden. Es ist der erste jüdische Friedhof Münchens seit der Vertreibung der Juden

im Jahr 1442.   Zuvor mussten Münchner Juden ihre Verstorbenen außerhalb der Stadt, etwa in

Kriegshaber bei Augsburg, bestatten. 

1822 – Streit um den Standort der Synagoge

München * Innerhalb der Israelitischen Kultusgemeine ist es zu einem Streit über den Standort

der Synagoge gekommen.     Die eine Gruppierung tritt für einen Standort in der Innenstadt an

der Lederergasse ein.   Die andere Gruppe schlägt aus pragmatischen Gründen die

Theaterstraße vor - ein Bauplatz, der im Bereich des ehemaligen Zwingers und damit ebenfalls in

der Innenstadt liegt. 

August 1822 – Die Israelitische Kultusgemeinde erwirbt einen Bauplatz

München-Angerviertel * Nach langen Auseinandersetzungen mit den staatlichen und städtischen

Behörden erwirbt die pragmatische Gruppe der Israelitischen Kultusgemeinde vom königlichen

Irrenarzt Dr. Johann Baptist Sax das Haus Nr. 492b in der Theaterstraße als Bauplatz. 

März 1824 – Pläne für eine Synagoge in der Lederergasse

München * Die Gruppe der Israelitischen Kultusgemeinde, die für den Bau der Synagoge in der

Lederergasse eintritt, macht nochmal einen Vorstoß für den von ihr gewünschten Bauplatz.  

Während der Stadtmagistrat dem Vorschlag positiv gegenüber steht, lehnt das Gremium der

Gemeindebevollmächtigten das Ansinnen ab und verweist auf die Erweiterung des
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Viktualienmarkts und städtischen Neubauten. 

April 1824 – Das Synagogen-Projekt Lederergasse ist gescheitert

München * Weitere Interventionen der Israelitischen Kultusgemeinde an die die Gremien der

Stadtregierung zum Bau der Synagoge in der Lederergasse bleiben erfolglos.

27. Mai 1825 – Statuten für die innere Ordnung der Synagoge in München

München * Noch während des Baues der Synagoge erlässt die Administration der Israelitischen

Kultusgemeinde „Statuten für die innere Ordnung der Synagoge in München“. 

1828 – Militärisch Untaugliche wegen der Kinderarbeit

Berlin * Der preußische König Friedrich Wilhelm III. beauftragt seinen Innen- und seinen

Kultusminister mit der Ausarbeitung eines Gesetzentwurfs zum Schutz von Fabrikkindern. Im

Vordergrund steht dabei jedoch weniger das Wohl der Kinder als vielmehr die Sorge um die

militärische Leistungsfähigkeit des Staates. Die Regierung stellt fest, dass in den

Industriegebieten immer weniger junge Männer den Anforderungen des Militärdienstes genügen.

Nach zeitgenössischer Auffassung haben insbesondere Fabrikarbeit sowie Nacht- und

Schichtarbeit im Kindesalter dazu beigetragen, dass viele Rekruten körperlich geschwächt oder

gesundheitlich beeinträchtigt sind.   Sowohl in Preußen als auch in England liegt der Anteil der für

den Militärdienst Untauglichen in den industrialisierten Regionen deutlich höher als in den

ländlichen Gebieten. Diese Entwicklung ist jedoch nicht allein auf die belastenden

Arbeitsbedingungen in den Fabriken zurückzuführen. Ebenso spielen die oftmals schlechten

Wohnverhältnisse, unzureichende Ernährung und die allgemeine soziale Not vieler

Arbeiterfamilien eine wichtige Rolle.   Die Ausarbeitung des Gesetzentwurfs zieht sich über

mehrere Jahre hin. Für die betroffenen Kinder bringt dies zunächst keine spürbare Verbesserung

ihrer Lebens- und Arbeitsbedingungen.

31. Dezember 1828 – Seidenbau als Nebenverdienst

Königreich Bayern * Die Seiden-Deputation zählt bereits 82.844 Maulbeerbäume und 1,5

Millionen Sämlinge. In diesem Jahr bemühen sich „6 Lokalschulkommissionen, 4
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Kultus-Kongresse, 4 Bezirks-Comites, 30 Landgerichte und 5.000 einzelne Individuen, die

Seidenzucht einzuführen“.    Wie in anderen Ländern soll der Seidenbau ein einträglicher

Nebenverdienst für das Gesinde, für Kinder sowie für „arme und alte Leute“ werden. Die Damen

sollen sich die Seide für ihre Kleider und Möbel selbst herstellen können. 

1835 – Schulpflichtige Kinder in preußischen Fabriken

Berlin * Eine provisorische Verordnung zur Sicherstellung des Schul- und Religionsunterrichts für

schulpflichtige Kinder in Fabriken in Preußen wird ausgearbeitet. Obwohl sie die Bildungs- und

Lebensbedingungen der betroffenen Kinder verbessern könnte, verhindert der Kultusminister ihre

Umsetzung, sodass sich an fer Situation für die Kinder zunächst nichts ändert.

30. Januar 1866 – Mittelersuchen für einen Synagogen-Neubau

München * Der Vorstand der Israelitischen Kultusgemeinde bittet den Münchner Stadtmagistrat

um finanzielle Unterstützung für den Neubau einer größeren Synagoge. Doch erst muss ein

geeigneter Bauplatz gefunden werden, wobei sich diese Suche sich als ebenso schwierig

gestaltet wie die weitere Zusammenarbeit mit der Stadtverwaltung. Die Verhandlungen ziehen

sich in die Länge.

30. Januar 1866 – Finanzielle Unterstützung für den Bau einer größeren Synagoge

München * Weil das anno 1826 fertigestellte jüdische Gotteshaus an der Westenriederstraße -

mit seinen 160 Männer- und 160 Frauen- Betplätzen - bald aus allen Nähten zu platzen droht,

bittet der Vorstand der Israelitischen Kultusgemeinde den Münchner Stadtmagistrat um finanzielle

Unterstützung für den Bau einer größeren Synagoge.

April 1876 – Orthodoxe Münchner Juden setzen auf Tradition

München * Die Einführung eines neuen Gebetbuchs und der - traditionell nicht üblichen -

Neugestaltung des Gottesdienstes mit Orgelbegleitung und Chorgesang veranlasst eine kleinere

Gruppe orthodoxer Gemeindemitglieder zur Gründung des Vereins Ohel Jakob.   Die

Traditionalisten wollen „einen permanenten Gottesdienst nach früheren, in der hiesigen

Synagoge üblich gewesenen Ritus“ abhalten. Aus diesem Grunde treffen sich die Orthodoxen in
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verschiedenen, über das ganze Stadtgebiet verteilten Betsälen, darunter in der Kanalstraße 29,

heute Herzog-Rudolf-Straße.   Trotz der Differenzen spalten sie sich nicht von der Israelitischen

Kultusgemeinde ab.

1878 – Das katholische Stadtpfarramt lehnt die Leichenverbrennung ab

Gotha * In Gotha entsteht Deutschlands erste Leichenverbrennungsanlage. Der Münchner

Magistrat befragt daraufhin die drei Religionsgemeinschaften über Einwände gegen die

Feuerbestattung. Während die Israelitische Kultusgemeinde keinerlei Einwand sieht und das

protestantische Stadtpfarramt Änderungen des Ritus für unnötig erachtet, lehnt das katholische

Stadtpfarramt die Leichenverbrennung kategorisch ab.      Fürsprecher findet diese

Bestattungsform bei den Sozialdemokraten. Sie fordern eine allgemeine Einführung der

Feuerbestattung als einzige Möglichkeit, Chancengleichheit zu gewähren, da mit der

Leichenverbrennung endlich die Klassenbegräbnisse hinfällig werden würden.  

14. Februar 1884 – Die Bauarbeiten an der Hauptsynagoge beginnen

München-Kreuzviertel * Die Bauarbeiten an der neuen Synagoge an der Herzog-Max-Straße 7

beginnen und lassen das jüdische Gotteshaus in die Höhe wachsen.  Zwischenzeitlich hat die

Israelitische Kultusgemeinde den Beschluss gefasst, die nahezu sechzig Jahre alte Synagoge an

der Westenriederstraße nicht zu erhalten und statt dessen die finanziellen Mittel für die

erforderlichen Sanierungsarbeiten in den Bau der neuen Haupt-Synagoge zu investieren. 

August 1887 – Münchens neue Hauptsynagoge prägt das Stadtbild

München-Kreuzviertel * Im Sommer 1887 können die Außen- und Innenarbeiten an der

Synagoge an der Herzog-Max-Straße 7 abgeschlossen und der Sakralbau seiner Bestimmung

übergeben werden.   Die zeitgenössischen Kritiker würdigen den Bau als „ein völlig

selbstständiges Werk von ausgeprägter Eigenart, ein Denkmal, nicht nur des Meisters, der es

geschaffen hat, sondern auch der Zeit, in der es entstand“.   Das „Münchener Tagblatt“ vermerkt

überschwänglich, dass das „architektonische Schmückkästchen München“ nun wieder „um eine

köstliche Perle reicher geworden“ sei. „Besonders markant und in die Augen springend ist der

Turm, der an der westlichen Front über der Vorhalle des Männerraumes und einem Teile der

Frauen-Empore errichtet ist. Den Hauptteil der Synagoge bildet der dreischiffige, in 5 Joche

gegliederte Hallenbau, der bei einer Länge von 50 Metern rund 30 Metern Breite hat. Das
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Mittelschiff hat eine Höhe von 18 Metern, die Seitenschiffe von 15 Metern.“  Über die

Ausgestaltung im Inneren schreibt der Rabbiner Leo Baerwald: Sie ist „von wohtuender Harmonie

in Farbe und Proportionen und wirkt, ohne überladen zu sein, prächtig, da die Synagoge sonst

Schlichtheit ausweist“. Und tatsächlich entstand mit der neuen Synagoge ein Bauwerk, das das

gewachsene Selbstverständnis der jüdischen Gemeinde Münchens für jedermann weithin

sichtbar macht. Das imposante Bauwerk an prominenter Stelle ist ein Symbol und die stolze

Demonstration der Zugehörigkeit der jüdischen Mitbürger zur Münchner Stadtgesellschaft.   Die

nichtjüdische Gesellschaft hat die jüdische Religiosität und Kultur inzwischen weitgehend

respektiert. Bis zur Akzeptanz ist es allerdings noch ein weiter Weg. Das zeigt auch die

Formensprache der Synagoge. War schon das Gebäude an der Westenriederstraße äußerlich

ein schlichtes, architektonisch unauffälliges Gotteshaus, so lehnt sich auch der Neubau in seiner

gestalterischen Orientierung stark an christliche Sakralbauten an. Selbst wenn das Bauwerk

beeindruckender ausfiel, so musste die Israelitische Kultusgemeinde dennoch weitgehend auf

eine eigenständige architektonische Ausdrucksweise verzichten. 

16. September 1887 – Die neue Hauptsynagoge wird feierlich eingeweiht

München-Kreuzviertel * Um 17 Uhr erfolgt - unter interessierter Beteiligung der Münchner

Öffentlichkeit und der offiziellen Repräsentanten von Stadt und Staat - die feierliche Einweihung

der neuen, nach dreijähriger Bauzeit fertiggestellten Münchner Haupt-Synagoge an der

Herzog-Max-Straße 7. Ausgestattet mit 1.000 Männer- und 800 Frauen-Betstühlen ist sie - nach

der Berliner und der Breslauer Synagoge - das drittgrößte deutsche jüdische Gotteshaus.  

Architekt der Münchner Synagoge ist Albert Schmidt, der zuvor schon die Planungen für die

protestantische Lukas-Kirche, die Deutsche Bank und den Löwenbräukeller ausgeführt hat.   Der

gesamte Kostenaufwand von über 1,5 Millionen Mark für die Kirche und das danebenstehende

Gemeindehaus hat die wirtschaftlichen Möglichkeiten der Jüdischen Kultusgemeinde bis an die

Grenzen des   Erträglichen belastet. Die Finanzierung des ehrgeizigen Bauvorhabens erfolgt in

erster Linie durch Geld- und Sachspenden, aber auch durch den Verkauf von Betstühlen, die

zwischen 200 und 1.700 Mark kosten. Der Preis richtet sich nach seinem Platz innerhalb des

Sakralraums und der Nähe zur Heiligen Lade.   Die neue Haupt-Synagoge entwickelte sich rasch

zu einem Mittelpunkt des religiösen und kulturellen Lebens der Münchner Juden. Neben den

Gottesdiensten wird das Haus auch für Konzerte und Vorträge genutzt. Das Anwachsen der

Kultusgemeinde und der damit verbundene erhöhte Verwaltungsaufwand macht den Bau eines

neuen Gemeindehauses notwendig. 

Oktober 1887 – Keine orthodoxe Synagoge in der Theaterstraße
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München-Angerviertel * Mit der Fertigstellung der neuen Hauptsynagoge wird das Gesuch

gestellt, die bisherige Synagoge an der Westenriederstraße den Orthodoxen mietweise zur

Verfügung zu stellen.   Teils um die Spaltung der Gemeinde nicht zu vertiefen, teils aus

finanziellen Gründen wird die Bitte abgelehnt, die alte Synagoge stattdessen verkauft. Eine

Restaurierung des baufälligen Hauses wäre teuer gewesen, der Erlös aus dem wertvollen

Grundstück wurde von der Kultusgemeinde dringend benötigt. 

1889 – Gemeindezentrum an der Herzog-Max-Straße 3 eröffnet

München-Kreuzviertel * Der Bau des Gebäudes an der Herzog-Max-Straße 3 ist fertiggestellt. Er

beherbergt - bis zur Enteignung durch die Nationalsozialisten im Jahr 1938 - neben Wohnungen

und zwei Betsälen das Wohlfahrts- und Jugendamt sowie die Israelitische Armenpflege, das

Rabbinat und die Kanzlei der Münchner Kultusgemeinde.

1897 – Die bayerischen Juden lehnen die Zionistische Bewegung ab

München * Die Israelitische Kultusgemeinde München wehrt sich massiv gegen die Zionistische

Bewegung von Theodor Herzl, der in der bayerischen Haupt- und Residenzstadt den ersten

Zionisten-Kongress abhalten will. Herzl hat sich für München als Veranstaltungsort entschieden,

weil „diese Stadt als gastfreundlich gilt und ein geeigneter Verkehrsmittelpunkt“ ist.    Der

zionistische Gedanke, der auf die Verwirklichung einer jüdischen Nation mit einem eigenen Staat

Palästina hinzielt, wird von den bayerischen Juden abgelehnt. Sie fühlen sich als deutsche

Staatsbürger und sehen durch das zionistische Gedankengut ihre Bemühungen um Integration

gefährdet. Sie wollen alles unterlassen, was den antisemitischen Parolen von der „fremden

jüdischen Rasse“ und „dass die Juden Liebe und Anhänglichkeit zu ihrem Vaterlande nicht

besitzen“ neue Argumente liefern könnte.    Der Widerstand der Münchner Juden bewirkt, dass

der erste Zionisten-Kongress in Basel stattfinden muss.

1897 – Widerstand gegen den ersten Zionistenkongress in München

München * Die Israelitische Kultusgemeinde München lehnt die von Theodor Herzl initiierte

zionistische Bewegung entschieden ab. Herzl plant, den ersten Zionistenkongress in München

abzuhalten, da die Stadt als gastfreundlich gilt und über günstige Verkehrsverbindungen verfügt.  

Der Zionismus, der die Gründung einer jüdischen Heimstätte in Palästina anstrebt, stößt bei

vielen bayerischen Juden auf Ablehnung. Sie verstehen sich als deutsche Staatsbürger und
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befürchten, dass zionistische Bestrebungen ihre gesellschaftliche Integration gefährden könnten.

Zudem wollen sie vermeiden, antisemitischen Vorurteilen Vorschub zu leisten, die Juden

mangelnde Verbundenheit mit ihrem Vaterland unterstellen.   Der Widerstand der Münchner

Juden führt schließlich dazu, dass der erste Zionistenkongress 1897 nicht in München, sondern in

Basel stattfindet. Das Ereignis verdeutlicht das starke Selbstverständnis weiter Teile des

bayerischen Judentums als integraler Bestandteil der deutschen Gesellschaft.

17. April 1917 – Michael von Faulhaber soll Münchner Erzbischof werden

Speyer - München * Michael von Faulhaber, der Bischof von Speyer, wird einen Tag nach den

Beisetzungsfeierlichkeiten des verstorbenen Erzbischofs von München und Freising, Franziskus

von Bettinger, in das Kultusministerium gebeten.     Dort eröffnet ihm Kultusminister Eugen von

Knilling, dass er ihn dem König als Nachfolger vorschlagen wird. 

18. September 1917 – Die SPD bringt den Antrag Auer-Süßheim ein

München-Kreuzviertel * Ein von der SPD in der Bayerischen Abgeordnetenkammer eingebrachter

Reformantrag, genannt  „Antrag Auer-Süßheim“, fordert:         Ersetzung des

Zweikammersystems durch das Einkammersystem.   Aufhebung der Kammer der Reichsräte.  

Einführung des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts zum Landtag für alle

volljährigen Staatsangehörigen ohne Unterschied des Geschlechts nach den Grundsätzen der

Verhältniswahl.   Ausbau der Gesetzesinitiative des Landtags.   Beseitigung des königlichen

Sanktionsrechts.   Ernennung der Minister und Bundesratsmitglieder nach Vorschlag des

Landtags.   Selbstbestimmungsrecht des Landtags in Bezug auf Zusammentritt und Vertagung.  

Einjähriger Staatshaushalt.   Beseitigung aller Vorrechte der Geburt und des Standes, Aufhebung

der bisherigen Privilegien der Standesherren, Abschaffung des Adels.   Verbot der Bildung neuer

und der Vergrößerung bisheriger Fideikommisse. Auflösung der bestehenden Fideikommisse.  

Aufhebung der bisherigen Privilegien des Königs und der Mitglieder der königlichen Familie,

insbesondere der Steuer- und Portofreiheit, der Unverantwortlichkeit und des besonderen

Gerichtsstandes.   Trennung der Kirche vom Staat, Aufhebung der Privilegien der anerkannten

Religionsgemeinschaften. Vollkommene Durchführung der Gewissens-, Religions- und

Kultusfreiheit. 

8. November 1918 – Für die Niederschlagung der Revolution ist es zu spät
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München * Gegen Mittag ruft Innenminister Dr. Friedrich von Brettreich die den

Ministerpräsidenten Otto von Dandl und den Kultusminister Dr. Eugen Ritter von Knilling sowie

den bayerischen MSPD-Vorsitzenden Erhard Auer zu sich.    Bei der Besprechung setzt Auer die

Herren von den bevorstehenden Verhandlungen über die Bildung einer neuen Regierung für den

Freien Volksstaat Bayern, die vermutlich zum Ziele führen werden. Für die Niederschlagung der

Revolution durch die derzeitige Regierung ist es zu spät. 

8. November 1918 – Eine Provisorische Bayerische Regierung wird gebildet

München-Kreuzviertel * Um 15:38 Uhr tritt der Provisorische Nationalrat des Volksstaatse

Bayern zu seiner zweiten Sitzung zusammen, um eine Provisorische Bayerische Regierung zu

wählen.    Eisner schlägt folgende Zusammensetzung der Regierung vor:      Das Ministerium des

Äußeren und damit das Präsidium übernimmt Kurt Eisner selbst.    Vizepräsident und

Kultusminister wird der Mehrheitssozialdemokrat Johannes Hoffmann.    Ebenfalls MSPD sind der

Minister für militärische Angelegenheiten, Albert Roßhaupter,   und der Justizminister Johannes

Timm.    Das Innenministerium erhält der Vorsitzende der bayerischen

Mehrheitssozialdemokraten, Erhard Auer.    Das Verkehrsministerium überträgt Eisner einem

bürgerlichen Fachmann: Heinrich von Frauendorfer.    Das Ministerium der Finanzen vertraut

Eisner dem Professor für Staatswissenschaften, Edgar Jaffé an, der den Unabhängigen nahe

steht.    Das neu geschaffene Ministerium für soziale Angelegenheiten leitet der Unabhängige

Sozialdemokrat Hans Unterleitner.      Die Benennung Erhard Auers zum Innenminister ruft neben

Beifall auch Unmutsäußerungen hervor. Bei der Abstimmung erhält Auer eine überwiegende

Mehrheit.  Eisner will mit Auers Ernennung seinen schärfsten Gegner unter Kontrolle

bringen. Daneben ist ihm bewusst, dass die MSPD die Nichtbesetzung des Innenministeriums mit

ihrem Vorsitzenden als Affront empfunden und sich möglicherweise mit der Bourgeoisie gegen

die Revolutionsregierung verbünden würde. Auer dagegen kann der MSPD dadurch den Einfluss

auf die kommenden Ereignisse sichern.    Das Landwirtschaftsministerium wollte Eisner

ursprünglich mit einem revolutionären Bauernbündler besetzen. Doch das kann Erhard Auer

verhindern. Es wird nicht gebildet, da der MSPD-ler darin eine Beschneidung seines

Ressorts sieht und er dem Eisner-nahen Bayerischen Bauernbund - BBB kein zusätzliches

Machtinstrument an die Hand geben will. 

12. November 1918 – Umfangreiche Forderungen des Bayerischen Volksschullehrervereins

München * Eine Abordnung des Bayerischen Volksschullehrervereins fordert bei

Ministerpräsident Kurt Eisner und Kultusminister Johannes Hoffmann    ein freiheitliches
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Lehrergesetz,  die Aufhebung der geistlichen Schulaufsicht,  die Errichtung eines Lehrerrates und

 die Durchführung eines demokratischen Schulprogramms. 

15. November 1918 – Kurt Eisners Regierungsprogramm

München * Die von der Regierung des Volksstaates Bayern veröffentlichte Kundgebung trägt

unverkennbar die schwärmerisch-idealistische Handschrift von Kurt Eisner.  Der Aufruf „An das

bayerische Volk“ mit seinen konkreten Hinweisen wird von den Zeitgenossen „wegen der

realistischen Zustandsbeschreibung und der Ausgewogenheit der darin angekündigten

Maßnahmen“ als offizielles Regierungsprogramm verstanden und findet selbst bei der

bürgerlichen Presse positive Aufnahme.  Darin wird einerseits    die volle Freiheit der

Religionsgesellschaften und die Ausübung ihres Kultus gewährleistet.  Andererseits fordert Eisner

die gleiche Freiheit für die Schule wie für die Kirche.  Ein neues Volksschulgesetz mit

fachmännischer Schulaufsicht wird darin angekündigt.  Das bedeutet die Beseitigung der

geistlichen Schulaufsicht und damit die Ausschaltung des bisherigen starken kirchlichen

Einflusses auf das Schulwesen.    Neu stellen sich auch die Fragen    der staatlichen

Alimentierung,  der steuerlichen Behandlung und  dem öffentlich-rechtlichen Charakter der

Kirche sowie  der Besetzung der Bischofsstühle und der Pfarreien. 

15. November 1918 – Die Stiftung Maximilianeum wird dem Kultusministerium unterstellt

München-Haidhausen * Ein Erlass des Gesamtministeriums vom 15. November 1918 und der § 2

des Übergangsgesetzes vom 28. März 1919 betrachtet die königliche Gewalt auf die jeweils

beteiligten Ministerien übergegangen - und damit auch die Stiftung Maximilianeum.   Dabei hatte

König Max II. im § 28 der Stiftungsurkunde bestimmt, dass das Protektorat und die

Schutzherrlichkeit an die Universität München übergehen sollte. Entgegen dem Stifterwillen des

Bayernkönigs Max II. tritt in den nachrevolutionären Aufräumarbeiten das Kultusministerium in die

vollen Rechte des Königs ein, ohne dass dies von einem der Stiftungsorgane [= Vorstand und

Kuratorium] oder von der Universität bemängelt wird. 

23. November 1918 – Verhaltensmaßregelungen des Münchner Erzbischofs

München-Kreuzviertel * In einem von Erzbischof Michael von Faulhaber verfassten

Grundsatzpapier fordert er seinen Klerus auf,        jede positive Anerkennung der neuen

Regierung in Bayern und   jeden direkten Kontakt mit dem neuen Staatsminister für Unterricht
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und Kultus, Johannes Hoffmann, zu vermeiden.     „Der geistliche Stand kann und darf nicht

daran denken, der tatsächlich bestehenden öffentlichen Gewalt gewalttätigen Widerstand

entgegenzusetzen.     Den öffentlichen Dank und den Abschiedsgruß an das Jahrhundertelang

mit dem Bayernvolk verwurzelte Haus Wittelsbach und an die ehrwürdige Gestalt des Königs

Ludwig III. müssen wir einem späteren Zeitpunkt vorbehalten.“ 

29. November 1918 – In Preußen wird das Schulgebet abgeschafft

Berlin * Das Preußische Kultusministerium       schafft das Schulgebet vor und nach dem

Unterricht ab und   verbietet alle religiös geprägten Feiern.   Schüler dürfen nicht mehr zur

Teilnahme an Gottesdiensten oder am Religionsunterricht verpflichtet werden.   Religionslehre ist

kein Prüfungsfach mehr.      Dieser Erlass löst vor allem in den katholischen Reihen einen Sturm

der Empörung aus. 

7. Dezember 1918 – Ein Verweis für die Krawallmacher

München-Kreuzviertel * In der Ministerratssitzung sprechen sich der Justizminister Johannes

Timm und der Kultusminister Johannes Hoffmann für die Verhaftung von Erich Mühsam und

anderen aus.  Eisner entgegnet: „Es ist gar nichts Ernstes hinter der Sache gestanden. Auch

Mühsam war nicht dafür [gemeint ist der Vorfall in Erhard Auers Wohnung], das Ganze war mehr

faschingsartig.“ Die Regierung Eisner erlässt lediglich einen Verweis an die Krawallmacher. 

16. Dezember 1918 – Die geistliche Schulaufsicht wird abgeschafft

München-Kreuzviertel * Der Ministerrat billigt die von Kultusminister Johannes Hoffmann

vorgelegte „Verordnung, betreffend Beaufsichtigung der Volksschule“. Darin wird ab 1. Januar

1919 die geistliche Schulaufsicht abgeschafft und Übergangsregelungen für die Zeit bis dahin

festgeschrieben.       Die Ortsschulaufsicht geht vom Ortspfarrer auf den Bürgermeister über.  

Darüber hinaus wird ein freireligiöser Sittenunterricht eingeführt und   der Zwang zur Teilnahme

am Religionsunterricht abgeschafft.      Damit sind zentrale kulturpolitische Forderungen der

Sozialdemokratie der letzten Jahrzehnte erfüllt. 

20. Dezember 1918 – Mit Hirtenbriefen gegen Regierungserlasse
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Berlin * Die Erzbischöfe und Bischöfe Preußens bezeichnen in einem Hirtenbrief den Erlass des

preußischen Kultusministeriums zur Religionsausübung in den Schulen vom 29. November 1918

als „frevelhaftes Unrecht“ und fordern zum Widerstand auf. 

1. Januar 1919 – Die Geistliche Schulaufsicht ist im Freistaat Bayern abgeschafft

München * Die „Verordnung, betreffend Beaufsichtigung der Volksschule“ tritt in Kraft. Darin wird

die geistliche Schulaufsicht abgeschafft. 

17. Januar 1919 – Verbot eines religionslosen Moralunterrichts aufgehoben

München-Kreuzviertel * Kultusminister Johannes Hoffmann hebt das im Jahr 1914 erlassene

Verbot der Erteilung eines öffentlich organisierten religionslosen Moralunterrichts auf. 

29. Januar 1919 – Die Freisinger Erklärung der bayerischen Bischöfe

Freising * Für den Münchner Erzbischof Michael von Faulhaber ist Kultusminister Johannes

Hoffmann ein „ausgesprochener Kulturkämpfer und Kirchenhasser“. In ihrer Freisinger

Erklärung fassen die Bischöfe ihren „flammenden Protest“ zusammen und prangern in einem

Hirtenbrief die Maßnahme als „Fehdehandschuh gegen den Herrn selbst“ an.     Der

Hirtenbrief beginnt so: „Herodes der Kindermörder ließ die unschuldigen Kinder von Bethlehem

hinschlachten. Unbekümmert um das Weinen und Wehklagen der Mütter, unbekümmert um das

Todeswimmern der sterbenden Kinder, ließ er an wehrlosen Kindern seine Wut aus, um mit ihnen

den neugebornen König der Juden, den vermeintlichen Anwärter seines Thrones aus dem Weg

zu schaffen.“     In einer extrem polemischen und ehrverletzenden Art geht es weiter: „Geliebte

Erzdiözesanen!  Am letzten Montag ist im Volksstaate Bayern eine Verordnung ergangen, die vor

dem Richterstuhl Gottes schwerer wiegt als der Blutbefehl des Herodes. Durch eine Verordnung

des Unterrichtsministers wurde der Religionsunterricht in allen bayerischen Schulen als

Pflichtfach abgesetzt und als Wahlfach der Willkür der Eltern und Vormünder ausgeliefert.“

2. Februar 1919 – Ein Hirtenbrief wird von Bayerns Kanzeln verlesen

München - Freistaat Bayern * Der am 29. Januar versandte Hirtenbrief wird von allen bayerischen

- und damit auch pfälzischen - Kanzeln verlesen. Darin wird die Verordnung des Kultusministers
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Johannes Hoffmann, wonach „der Religionsunterricht in allen bayerischen Schulen als Pflichtfach

abgesetzt und als Wahlfach der Willkür der Eltern und Vormünder ausgeliefert“ in einer sehr

propagandistisch-verletzenden Art angeprangert.&nbsp;

21. Februar 1919 – MilitärministerAlbert Roßhaupter kommt in Schutzhaft

München-Kreuzviertel * Kultusminister Johannes Hoffmann tritt von seinem Amt zurück. Albert

Roßhaupter, der Minister für militärische Angelegenheiten, wird in Schutzhaft genommen.  

21. Februar 1919 – Kurt Eisners letzte Rede

München-Kreuzviertel * Die aufgrund von Kurt Eisners Ermordung nicht mehr gehaltene

Rücktrittsrede beginnt mit den Worten: „Meine Herren und verehrte Frauen!“.  In seinem

Tätigkeitsbericht führt er zu seiner 105 Tage andauernden Regierungszeit folgendes aus: „[…]

Am 8. November kam die revolutionäre Regierung zustande, die heute vor den von ihr

versprochenen neuen Landtag tritt. In diesem Augenblick ist es uns ein Bedürfnis, Rechenschaft

abzulegen, was wir gewollt, was wir getan.   In einer Zeit der schwersten Erschütterungen, des

drohenden Zusammenbruchs übernahmen wir die Regierung und führten sie bis hierher durch

Monate aufreibender Arbeit, ernster Gefahr und leidenschaftlicher Erregungen. Wir waren uns

bewusst, dass  wir die Aufgabe von ungeheuerer Verantwortlichkeit auf uns genommen hatten,

trotz der verhängnisvollen Erbschaft eines unter den Flüchen des Volkes zusammengebrochenen

Systems das im tiefsten Grunde kranke Leben der Gemeinschaft allmählich der Genesung

näherzuführen. Genesung auf dem Wege, dass das Volk in dem es im Aufschwung revolutionärer

Kraft zur Selbstbestimmung emporwuchs, mit dem neuen Bewusstsein der eigenen Macht, im

Kampf um die Sicherung seiner Freiheit, im Glauben an den endgültigen Sieg der Demokratie

und des Sozialismus, durch das Elend der Gegenwart sich in die Zuversicht künftiger Größe

rettete.[…].“  Kurt Eisner geht in seiner Abschiedsrede als Ministerpräsident auf die Erfolge in den

verschiedenen Ressorts ein. So hebt er seinen Kampf um die „föderative Grundlage unseres

deutschen Staatenbundes“ hervor, da „ein großes Staatswesen sich um so reicher und gesünder

entfalte, je lebendiger und selbstständiger die einzelnen Glieder sich zu gestalten vermöchten“. 

Zu seiner Friedenspolitik führt er aus: „Nur eine Politik der unbedingten Wahrhaftigkeit, der

kühnen Offenheit und des gegenseitigen Vertrauens führt zu jenem Frieden, nach dem die

zertretende Menschheit schmachtet“.  Er hebt seine Anstrengungen zur Wiederherstellung der

durch den Krieg zertrümmerten „Internationale der Arbeiter“ hervor, denn nur wenn sie erstarkt,

ist die Freiheit jeden Volkes verbürgt. In Eisners Redemanuskript liest sich das so: „So fasste ich

- wenn mir eine mehr persönliche Zwischenbemerkung gestattet ist - meine Arbeit jüngst in Bern
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auf, wo ich erreichte, dass die Vertreter aller Völker, Hass und Erbitterung vergessend, für die

Erlösung der deutschen und österreichischen Gefangenen sich vereinigten“.  Der Passus zu den

„Räten“ ist vergleichsweise kurz gehalten, obwohl sie die Stütze der Eisner‘schen Politik bilden.

Er verleiht seiner Hoffnung Ausdruck, „dass die Räte sich in jenen Grenzen, in denen sie sich bei

uns entwickelt haben, als unentbehrlich für die Schaffung einer tätigen Demokratie erweisen

werden“.  Ein weiteres von Kurt Eisner angesprochenes Thema ist die „Ernährungslage“. Dabei

stellt er fest: „Im allgemeinen sind die Ernährungsverhältnisse nach der Revolution bei uns in

Bayern zum mindesten nicht schlechter geworden. Sehr ungünstig ist nach wie vor unsere

Versorgung mit Kohlen und sonstigen Rohstoffen“. Dabei stellt er dar, welche Maßnahmen von

der Regierung eingeleitet worden sind.  Breit behandelt Eisner das Thema „Demokratisierung“,

die auch in der „Gemeinde, Distrikt und Kreis beachtet werden, deren Selbstverwaltung […]

durchgeführt werden wird“. Und weiter: „Das Kriegsministerium hat sich nach der Revolution in

ein Ministerium für militärische Angelegenheiten, in ein Ministerium zur Liquidierung des Krieges

gewandelt. […] Die Demokratisierung der Armee […] wurde durchgeführt. […] Die Änderung der

Militärgerichtsordnung war eine wichtige Errungenschaft des neuen Geistes“.  Nun folgt eine

Beschreibung über die politischen Umwälzungen und Demokratisierung in der Justizverwaltung

und die Einrichtung von Volksgerichten. Auch auf Fragen der Amnestie und Begnadigungen geht

Kurt Eisner in seinem Redeentwurf ein.  Ein weiterer Punkt seines Tätigkeitsberichts ist die

Tätigkeit des Kultusministeriums, das „die Erneuerung des gesamten Volksbildungs- und

Erziehungswesen“ vorbereitet hat. Im Verhältnis von „Schule und Kirche“ erklärt er: „Für jede

Demokratie kann nur der unantastbare Grundsatz gelten, dass die Dreiheit der Schule zugleich

mit der Freiheit der Kirche gesichert werden müsse“. Eisner erklärt die „Aufhebung der geistlichen

Schulaufsicht“ und die „Aufhebung des Zwangs zur Teilnahme am Religionsunterricht“ den

Grundsatz, dass „ein Kind gegen den Willen der Erziehungsberechtigten nicht zur Teilnahme am

Religionsunterricht oder Gottesdienst angehalten werden dürfe. Das Verhältnis zwischen

Schülern und Lehrern wurde durch die Errichtung von Schülerausschüssen und

Schülerversammlungen freier gestaltet“. Außerdem erklärt der Ministerpräsident, dass „die

Entwürfe des Volksschullehrergesetzes und des Schulbedarfsgesetzes einer gründlichen

Durcharbeitung unterzogen wurden“.  Ein weiterer kultureller Bereich sind die staatlichen Theater.

Dazu führt Kurt Eisner aus: „Infolge der Revolution kamen die ehemaligen Hoftheater in den

Bereich des Kultusministeriums. In dem jetzigen Nationaltheater vollzog sich zugleich die

Demokratisierung des gesamten Betriebes“.  Nun folgen Kurt Eisners Ausführungen zur

bayerischen Verkehrsverwaltung und der Finanzverwaltung.  Sehr ausführlich geht er auf die

Tätigkeit des am 14. November 1918 neu geschaffenen Ministeriums für soziale Fürsorge ein. Er

hebt dabei hervor, „die Schaffung neuer Referate, um die sozialen und wirtschaftlichen Interessen

der Arbeiter und Arbeiterinnen mit allen staatlichen Mitteln wahrzunehmen. Es wurde ein Referat

für Arbeitsrecht geschaffen, für Angestelltenfragen, für Beamtenfragen usw..   Die Einrichtungen
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der Erwerbslosenfürsorge, Arbeitsvermittlung und im Wohnungswesen wurden ausgebaut und

durchgeführt, soweit es unter den bestehenden Verhältnissen möglich war. Leider konnten in

dieser kurzen, unruhigen Zeit nicht alle Pläne, die das Ministerium entworfen hatte, befriedigend

ausgeführt werden.   Der Gewerbeaufsicht, dem Gesundheitswesen, den Kriegsbeschädigten

wandte das Ministerium seine größte Aufmerksamkeit zu. Es sind auch hier Erfolge zu

verzeichnen, doch nicht in so großem Maße, wie es im Interesse der leidenden Volksgenossen

unbedingt notwendig gewesen wäre. Für die Parias [= jemand, der unterprivilegiert, von der

Gesellschaft ausgestoßen ist] unter dem arbeitenden Volk, für die sogenannten Dienstboten,

wurde ein neues Recht geschaffen. Ein Landarbeiterrecht ist in Ausarbeitung, wobei alle

beteiligten Kreise der Landwirtschaft mitarbeiten.   Der Kleinwohnungsbau, das Siedlungswesen

wurden in weitgehendem Maße gefördert. Notstandsarbeiten wurden angeregt und Zuschüsse

wurden zur Verfügung gestellt, um Arbeitsgelegenheiten zu schaffen, denn das Problem der

Arbeitslosen kann nur durch Arbeitsbeschaffung gelöst werden.   Die sozialpolitische wichtigste

Tat des Ministeriums war die Proklamierung des Achtstundentages, die von der Erkenntnis

ausging, das die rationelle Verkürzung der Arbeitszeit der Ausgangspunkt aller sozialpolitischen

Maßnahmen, die auf die physische, geistige und moralische Hebung der Arbeiterklasse abzielen,

sein muss.   Für Erwerbslosenunterstützung wurden im Dezember rund zwei Millionen, im Januar

rund zehn Millionen verausgabt. Zur Deckung der Kosten der Notstandsarbeiten wurde dem

Haushalt des Ministeriums die Summe von zwölf Millionen Mark bewilligt und für überschreitbar

erklärt. Nach den bisher eingelaufenen Meldungen wurden im ganzen rund zwei Millionen Mark

Reichszuschüsse und eine Million Staatszuschüsse zugesichert“. Soweit seine Ausführungen

zum Sozialministerium.  Kurt Eisners Rede, die er aufgrund seiner Ermordung nicht mehr im

bayerischen Landtag vortragen könnte, endet mit den Worten: „Die revolutionäre Regierung hat

einstimmig beschlossen, ihre Ämter dem auf dem revolutionären Wahlrecht beruhenden Landtag

zur Verfügung zu stellen. Sie ist zugleich bereit, die Geschäfte bis zur Bildung einer neuen

Regierung weiterzuführen.   Um die Neubildung zu beschleunigen, wird die Regierung

unverzüglich dem Landtag den Entwurf eines vorläufigen Staatsgrundgesetzes zur Beratung und

Beschlussfassung zugehen lassen, das bis zur Vollendung der Verfassung die Grundlage für die

Arbeiten des Parlaments und der Regierung bieten soll.   Ein Entwurf der Verfassung selbst ist

gleichfalls fertig gestellt; wir wollen ihn noch als Vermächtnis unserer demokratischen und

sozialistischen Gesinnung der Öffentlichkeit übergeben, bevor die bisherige revolutionäre

Regierung von dem Werk zurück tritt, über das das letzte Urteile die Geschichte fällen wird.“ 

25. Februar 1919 – Der Kongress der bayerischen Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte tagt

München-Kreuzviertel * Vor dem schwarz und rot umflorten Bildnis Kurt Eisners und unter teils
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chaotischen Verhältnissen tagen die Delegierten der bayerischen Arbeiter-, Bauern- und

Soldatenräte bis zum 8. März 1919 im Münchner Landtagsgebäude.      Radikale linke

Gruppierungen, die im Plenum klar in der Minderheit sind, versuchen durch Versammlungen und

Demonstrationen sowie durch massive Störungen von den Tribünenplätzen aus die

Entscheidungen der Delegierten zu beeinflussen.      Am Rätekongress nimmt Johannes

Hoffmann nicht teil, weil er sich gegen eine mögliche Räteregierung stellt. Im Gegenzug lehnt der

Rätekongress Hoffmann als neuen Kultusminister ab. 

1. März 1919 – Eine von Martin Segitz (SPD) geführte Regierung wird gebildet

München-Kreuzviertel * Nachdem am Tag zuvor beschlossen worden ist, dass die Einberufung

des Landtags auf unbestimmte Zeit verschoben wird, bestimmt der Rätekongress am Nachmittag

des 1. März die neuen Minister.         Der gemäßigte [!] Mehrheitssozialdemokrat Martin Segitz

wird Ministerpräsident und leitet zudem noch das Außen- und Innenministerium,    Ernst Niekisch

[SPD] ist zuständig für Unterricht und Kultus,     Fritz Endres [SPD] für Justiz,     Richard Scheid

[SPD] für militärische Angelegenheiten,   Joseph Simon [USPD] für Handel, Gewerbe und

Industrie,   Edgar Jaffé [USPD] für Finanzen,     Hans Unterleitner [USPD] für soziale

Angelegenheiten und   Theodor Dirr [BBB] für Land- und Forstwirtschaft.     Der parteilose

Heinrich von Frauendorfer übernimmt das Verkehrsministerium.        Nun müssen nur noch die

betroffenen politischen Parteien ihren Mitgliedern die Annahme des Ministeramtes gestatten. 

18. März 1919 – Die neue bayerische Regierung wird bekannt gegeben

München-Kreuzviertel * Die neue bayerische Regierung wird bekannt gegeben:      

Ministerpräsident Johannes Hoffmann [SPD] übernimmt das Ministerium des

Äußeren&nbsp;sowie das Ministerium für Unterricht und Kultus,   Fritz Endres [SPD] wird

Justizminister,   Martin Segitz [SPD] übernimmt das Ministerium des Inneren,   Staatsrat von

Merkel übernimmt in Vertretung das Finanzministerium,   Heinrich Ritter von Frauendorfer

[Parteilos] leitet das Verkehrsministerium,   Hans Unterleitner [USPD] steht an der Spitze des

Ministeriums für Soziale Fürsorge,   Josef Simon [USPD] übernimmt das Ministerium für Handel

und Gewerbe,   Martin Steiner [Bayerischer Bauernbund] führt das

Landwirtschaftsministerium&nbsp;und   Ernst Schneppenhorst [SPD]&nbsp;wird Minister für

militärische Angelegenheiten.      Dem neuen Ministerrat werden besondere Vollmachten

übertragen. Nach der Regierungserklärung des neu gewählten Ministerpräsidenten vertagt sich

der Landtag wieder.&nbsp;    Ministerpräsident Johannes Hoffmann stellt in seiner

Regierungserklärung fest, dass für ihn nur ein uneingeschränkter Parlamentarismus als

Münchner Zeitensprünge Seite 16/26



Regierungsform in Frage kommt. Die Soldatenräte werden bald verschwinden, die Arbeiterräte zu

Arbeiterkammern umgewandelt werden. Den Räten sollen allenfalls wirtschaftliche, keinesfalls

aber politische Bedeutung zukommen. Hoffmann erteilt jeglichen bayerischen

Partikularismus-Gedanken eine klare Absage: Denn:&nbsp;Bayern steht fest zum Reich.    Die

Koalitionsregierung wird schon deshalb von Anfang an von der revolutionären Arbeiterschaft

abgelehnt und kann auch im weiteren Verlauf kein Vertrauen gewinnen, weil sie sich gegen

Zugeständnisse in der Rätefrage sperrt und von ihr auch keine ernsthafte Sozialsierungspolitik zu

erwarten ist.&nbsp;

14. Dezember 1929 – Die Universität will das Protektorat über das Maximilianeum

München-Haidhausen * Die Universität teilt dem Kultusministerium mit, dass sie von jetzt an

Protektorat und Schutzherrlichkeit über die Stiftung Maximilianeum ausüben werde. Sie stützt

sich dabei auf ein Gutachten des Zivilsenats des Bayerischen Obersten Landesgerichts vom 14.

Juli 1928.   Doch das Ministerium reagiert auch auf drei weitere Schreiben der Universität

innerhalb von zwei Jahren und vier Monaten nicht. 

1932 – Maximilianeums-Vorstand muss sein Amt niederlegen

München-Haidhausen * Der seit 1920 amtierende Vorstand der Stiftung Maximilianeum,

Ministerialrat Jakob Weber, ein ehemaliger Maximilianeer, muss wegen Unregelmäßigkeiten in

der Kassenführung aus dem Amt scheiden. Er hatte viele Jahre die Verpflegung seines Sohnes

und seines Dienstmädchens aus der Küche der Stiftung in Anspruch genommen.   Das

Kultusministerium setzt daraufhin kurz entschlossen den Ministerialrat Karl Sommer „für die

Dauer der Erledigung der Vorstandsstelle im Maximilianeum als Verweser“ ein. 

27. April 1932 – Die Universität erhebt erneut Anspruch auf das Maximilianeum

München-Haidhausen * Der Rektor der Universität erklärt gegenüber dem Kultusministerium,

dass er die Ernennung des neuen Vorstands der Maximilianeum-Stiftung in Anspruch nehmen

werde. Falls sich das Kultusministerium weigern würde, droht er mit Klage vor dem

Verwaltungsgericht.
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10. März 1933 – Hausdurchsuchung im Maximilianeum durch SA-Leute

München-Haidhausen * SA-Leute führen im Maximilianeum eine Hausdurchsuchung durch. Ihr

Augenmerk fällt zunächst auf die Bayernwehr, die im Maximilianeum Räume belegt hatte. Sie

beschlagnahmen die dort gefundenen Übungsgewehre. Weitere Durchsuchungen und

Besetzungen durch Polizei, SA und Stahlhelm folgen.   Vor dem Eingang des Maximilianeums

stehen seither Posten, die die Stipendiaten nur nach Abgabe einer Parole durchlassen. Eine

Intervention beim Kultusminister Hans Schemm, der zugleich Gauleiter ist, führt zum Abzug der

SA-Posten. Außerdem gibt er Weisung, dass „das Maximilianeum in jeder Weise zu schützen

sei“. Er fördert auch die Erneuerung der Außenfassade des Maximilianeums an der Westseite. 

10. Mai 1933 – Die Bücherverbrennung auf dem Königsplatz

München-Maxvorstadt * Um 19:45 Uhr beginnt im Lichthof der Universität München eine „Feier

der nationalen Revolution“ statt. Die Festrede hält Kultusminster Hans Schemm. Eingerahmt von

der „Egmont-Ouvertüre“ folgt die Übergabe des neuen Studentenrechts, ein Treuegelöbnis, ein

„Appell an die studentische Verantwortung“ und schließlich das Absingen des

„Horst-Wessel-Liedes“. Im Anschluss an die Feier beginnt ein Großer Fackelzug. Dazu werden ab

20:30 Uhr am rückwärtigen Ausgang der Universität gegen Gutschein Fackeln ausgegeben.   

Um 22:00 Uhr bewegt sich der Fackelzug in Richtung Königsplatz. Die freiwilligen und

begeisterten Teilnehmer in Uniform oder dunklem Anzug ziehen an der mit einer roten

Flammenkette geschmückten Feldherrnhalle vorbei zum mit Flaggen und Pylonen festlich

ausgestatteten Königsplatz, wo um 23:30 Uhr circa 50.000 überwiegend akademisch gebildete

Nationalsozialsten und ihre Sympathisanten einen großen „Verbrennungsakt“ beginnen.    Auf

dem Rasen vor der heutigen Antikensammlung am Königsplatz ist ein riesiger Scheiterhaufen

aus Holz und Stroh errichtet worden. Zunächst hält ein studentischer Funktionär eine Ansprache

zur „Ausmerzung undeutscher Schriften“. Danach werfen uniformierte Studenten unter Verlesung

von „Feuersprüchen“ die mitgeführten Bücher ins Feuer. In Anlehnung an das

Wartburgfest verbrennen sie die „volkszersetzenden Schriften kommunistischer, marxistischer,

pazifistischer Haltung (vielfach aus jüdischer Feder stammend) als Symbol der Abkehr vom

undeutschen Geist“. 

Juni 1933 – Die jüdische Gesellschaft in München und Bayern

Bayern - München * In ganz Bayern leben etwa 42.000 Glaubensjuden, also Mitglieder der

jüdischen Relegionsgemeinschaften. Das entspricht 0,55 Prozent der Gesamtbevölkerung. 9.005
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davon sind in München ansässig.

22. Juni 1933 – Der NS-Stadtrat fordert die Entfernung des Revolutions-Denkmals

München * Der NS-Stadtrat Hans Zölberlein fordert die Entfernung des Grabmals, das Kurt

Eisner und dem Gedenken der Toten der Revolution gewidmet ist, da es „ein Ärgernis für jeden

guten Deutschen und alten bayerischen Soldaten“ darstellt.    Nachdem die Nationalsozialisten im

Jahr 1933 den Gedenkstein zertrümmert haben, übergeben sie Kurt Eisners Urne dem Neuen

Israelitischen Friedhof an der Ungererstraße.  Auch Gustav Landauers Grab wird für erloschen

erklärt. „Der Abbruch der Denkmäler und die Beseitigung der Aschen hat unverzüglich zu

erfolgen.“  Die Urnen von Eisner und Landauer werden der Israelitischen Kultusgemeinde

übergeben, die auch noch die Kosten zu tragen hat. 

27. Juni 1933 – Was tun mit Kurt Eisners und Gustav Landauers Urnen ?

München * Nachdem das Denkmal für die „Toten der Revolution - 1919“ am Ostfriedhof

abgerissen worden war, wollen die Nationalsozialisten die darin untergebrachten Urnen von Kurt

Eisner und Gustav Landauer an die Israelitische Kultusgemeinde Münchens loswerden.  Diese

antwortet an 27. Juni 1933: „[…] beehren wir uns mitzuteilen, dass wir derzeit nicht feststellen

können, ob die Genannten bei Eintritt des Todes dem israelitischen Bekenntnis angehört haben.

[…] Wir wollen aber keine Schwierigkeiten schaffen und erklären uns bereit, die Urnen entgegen

zu nehmen und sie einstweilen der Erde zu übergeben.“ 

10. Oktober 1934 – Angst um den Weiterbetrieb der Stiftung Maximilianeum

Berlin - München-Haidhausen * Das Kuratorium beim Kultusministerium stellt den Antrag auf

Anerkennung der Stiftung Maximilianeum als studentisches Kameradschaftshaus. Man

befürchtet, dass sonst der Weiterbetrieb der Stiftung gefährdet sei, nachdem die Universitäten

und Fakultäten bereits Ende 1933 nach dem Führerprinzip reorganisiert worden waren und

dadurch ernannte Rektoren und Dekane erhielten, womit zugleich die Selbstverwaltung durch

den Senat ausgeschaltet wurde.   Im Zuge dieser Maßnahmen kam es zu umfangreichen

politisch motivierten Säuberungen des Personalstamms. Für die Entlassenen wurden junge

Nationalsozialisten strategisch platziert. 
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Februar 1935 – Eine politisch motivierte Säuberung des Kuratoriums

Berlin - München-Haidhausen * Das Kultusministerium teilt dem Kuratoriumsvorsitzenden mit,

dass „eine Umbildung, insbesondere Verjüngung des Kuratoriums“ bevorsteht. Seine

Neubesetzung mit parteinahen Nationalsozialisten ist die Grundvoraussetzung für die

anschließende Verdrängung des Stiftungsvorstands des Maximilianeums, Professor Hans

Rheinfelder. Es folgt eine politisch motivierte Säuberung des Kuratoriums. Man will mindestens

drei Mitglieder dieses Gremiums vorzeitig ihres Amtes entheben. Das geht aber nur, wenn die

Betroffenen von sich aus ihren Rücktritt erklären.     Anton Dyroff und Walter Lotz sind bereits

über 68 Jahre alt und sollen deshalb aus Altersgründen pensioniert werden.   Wilhelm Freiherr

von Pechstein vertritt eine konservative, strikt gegen den Nationalsozialismus und besonders

seine Kirchenpolitik gerichtete Einstellung.   Hinzu kommt später noch Aloys Fischer, der mit einer

nichtarischen Frau verheiratet ist.

24. Dezember 1935 – Schon wieder ein neuer Stiftungsvorstand

München-Haidhausen * Die Tätigkeit von Professor Walther Wüst als Vorstand der Stiftung

Maximilianeum dauert wie bei Dr. Fritz Reu ebenfalls nur acht Tage. Sie endet bereits am 24.

Dezember. Gründe für die Beendigung der Tätigkeit sind nicht bekannt.   Das Kultusministerium

beauftragt den 29-jährigen Regierungsrat Wilhelm Müller, ein Maximilianeer und NSDAP-Mitglied,

mit der vorläufigen Führung der Vorstandsgeschäfte des Maximilianeums.

5. September 1937 – Letztes Jubiläum der Hauptsynagoge 

München-Kreuzviertel * Die Israelitische Kultusgemeinde München begeht den 50. Jahrestag der

Einweihung der Hauptsynagoge an der Herzog-Max-Straße. Damit jährt sich die feierliche

Eröffnung des Gotteshauses von 1887 zum letzten Mal.   Die bei der Einweihung geäußerte

Hoffnung, die Synagoge möge „vor widrigen Schicksalen bewahrt bis in ferne Jahrhunderte

übergehen“, erfüllt sich nicht. Bereits wenige Monate später wird das Gebäude auf Anordnung

des NS-Regimes abgebrochen. Offiziell erfolgt die Maßnahme aus „städtebaulichen und

verkehrstechnischen Gründen“, tatsächlich wird die Hauptsynagoge als erste Synagoge

Deutschlands gezielt von den Nationalsozialisten zerstört. Ihr Abriss markiert einen weiteren

Schritt der systematischen Ausgrenzung und Verfolgung der jüdischen Bevölkerung.
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7. Juni 1938 – Hitler ordnet den Abriss der Hauptsynagoge an

München-Kreuzviertel * Nach dem Besuch einer Veranstaltung im benachbarten Künstlerhaus

ordnet Reichskanzler und NSDAP-Führer Adolf Hitler persönlich den Abriss der Münchner

Hauptsynagoge an der Herzog-Max-Straße an. Die Nationalsozialisten begründen die Maßnahme

offiziell mit „städtebaulichen und verkehrstechnischen Gründen“. Tatsächlich handelt es sich um

einen ideologisch motivierten Akt gegen die jüdische Gemeinde und eines der frühesten

sichtbaren Zeichen der verschärften Verfolgungspolitik des NS-Regimes.   Mit der Zerstörung der

Hauptsynagoge verliert die Israelitische Kultusgemeinde ihr bedeutendstes religiöses und

repräsentatives Zentrum. Der Abriss markiert einen weiteren Schritt auf dem Weg zur

vollständigen Entrechtung und Verdrängung der jüdischen Bevölkerung aus dem öffentlichen

Leben.

8. Juni 1938 – Die jüdische Gemeinde wird vor vollendete Tatsachen gestellt

München-Kreuzviertel * Am Tag nach Hitlers Befehl setzt die Stadt die Repräsentanten der

Israelitischen Kultusgemeinde von der Entscheidung zum Abriss der Hauptsynagoge in Kenntnis.

Zugleich erfahren sie, dass das Grundstück an der Herzog-Max-Straße 3–7 für 185.000

Reichsmark an die Stadt zu veräußern ist. Ein Einspruch gegen die Maßnahme oder gar

Widerstand kommen unter den politischen Bedingungen des NS-Regimes nicht in Betracht.  

Noch am selben Abend organisiert die Gemeinde einen letzten Gottesdienst in der Synagoge.

Zahlreiche Gemeindemitglieder nehmen Abschied von ihrem religiösen und kulturellen Zentrum,

dessen bevorstehende Zerstörung das Ende einer Epoche jüdischen Lebens in München

symbolisiert.

9. November 1938 – Zerstörung der Ohel-Jakob-Synagoge in der Reichspogromnacht 

München-Graggenau * In der Nacht vom 9. auf den 10. November 1938 wird die

Ohel-Jakob-Synagoge in der Herzog-Rudolf-Straße während der reichsweiten Novemberpogrome

von Angehörigen der SA in Brand gesetzt. Das Gotteshaus brennt vollständig aus, die gesamte

Inneneinrichtung wird zerstört.   Als Rabbiner Ernst Ehrentreu versucht, die wertvollen

Thorarollen zu retten, wird er von den Tätern bedroht und gezwungen, das Gebäude zu

verlassen. Die Synagoge, die seit ihrer Einweihung 1892 das religiöse Zentrum der orthodoxen

Juden Münchens bildet, wird damit vernichtet.   Nach dem Brand muss die Israelitische

Kultusgemeinde sogar die Kosten für den Abriss der Ruine tragen. Die zur Synagoge gehörende

Schule wird geschlossen. Heute erinnert eine Gedenktafel an der Herzog-Rudolf-Straße an die
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Zerstörung des Gotteshauses und an die Auslöschung eines bedeutenden Zentrums jüdischen

Lebens in München.

18. November 1938 – Die Israelitische Kultusgemeinde muss Nazi-Maßnahmen durchsetzen

München * Innerhalb des isolierten jüdischen Lebensbereiches wird die Israelitische

Kultusgemeinde gezwungen, die staatlichen Terror-Maßnahmen durchzusetzen und zu

organisieren. So kündigt der Völkische Beobachter an:    „Die Israelitische Kultusgemeinde richtet

im Einvernehmen mit den zuständigen Stellen ab sofort eigene Verkaufsstellen ein, in denen die

in München ansässigen Juden ihren notwendigen Bedarf decken können. Zutritt zu diesen

Verkaufsstellen haben nur Juden.“

April 1941 – Kultusminister Wagner lässt Kruzifixe aus den Schulräumen entfernen

München * Kultusminister Adolf Wagner lässt die Kruzifixe aus den Schulräumen entfernen und

durch „zeitgemäßen Wandschmuck“ ersetzen. Die Verordnung führt zu massiven

Elternprotesten. 

17. April 1941 – Den Stipendiaten soll gekündigt werden

München-Haidhausen * Vom Kultusministerium ergeht die Weisung, die bestehenden

Mietverhältnisse im Maximilianeum zu kündigen. Nun schaltet sich der bayerische

Ministerpräsident Ludwig Siebert in den Vorgang ein und verlangt vom Gauleiter sowie Innen-

und Kultusminister Adolf Wagner, an den weiteren Entscheidungen beteiligt zu werden.

23. April 1941 – Der Kruzifix-Erlass

München-Haidhausen * Adolf Wagner, Gauleiter sowie Innen- und Kultusminister, will mit dem

„Kruzifix-Erlass“ alle Schulkreuze aus den Klassenzimmern entfernen. Das ist ein taktischer

Missgriff erster Güte. Doch damit löst sich das Problem mit der Kündigung der bestehenden

Mietverhältnisse im Maximilianeum anders. Nach massiven Alkoholexzessen erkrankt der

NS-Gauleiter Ende 1941 schwer und muss bald darauf seine sämtlichen Ämter ruhen lassen.  

Sein Nachfolger Paul Giesler entfaltet als Kultusminister kaum noch Initiativen.
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20. März 1946 – Hochschule für Bildende Künste eröffnet

München * Das Kultusministerium&nbsp;erklärt die Akademie der Bildenden Künste&nbsp;für

aufgelöst und verfügt die Eröffnung einer Hochschule für Bildende Künste.&nbsp;

1955 – Rückgabe des Synagogengrundstücks 

München-Kreuzviertel * Das ehemalige Grundstück der Hauptsynagoge wird 1955 an die

Israelitische Kultusgemeinde zurückgegeben. Da ein Wiederaufbau oder Neubau einer Synagoge

an dieser Stelle aus verschiedenen Gründen nicht realisierbar erscheint, veräußert die Gemeinde

Teile des Areals an den Karstadt-Konzern.   Den Bereich, auf dem sich die Hauptsynagoge

befunden hat, erwirbt die Stadt München. Dort entsteht eine Grünanlage. Zugleich vereinbaren

die Stadt und die Israelitische Kultusgemeinde, an dem historischen Ort ein Denkmal zur

Erinnerung an die zerstörte Synagoge und die Verfolgung der Münchner Juden zu errichten.

2. September 1966 – Bayern und der Vatikan schließen Hochschul-Verträge

München - Rom-Vatikan - Freising - Regensburg * Kultusminister Ludwig Huber und

Nuntius Corrado Bafile unterzeichnen in München die Verträge über         die Ausbildung an der

Katholischen Hochschule Freising sowie     die Errichtung einer Katholischen Fakultät an der

Universität Regensburg. 

13. Februar 1970 – Brandanschlag auf das jüdische Altersheim an der Reichenbachstraße

München-Isarvorstadt * Bei einem Brandanschlag auf das jüdische Altersheim&nbsp;an der

Reichenbachstraße 27 kommen zwei Frauen und fünf Männer, darunter zwei

Holocaust-Überlebende&nbsp;zu Tode.&nbsp;

10. Juli 1978 – Das Bayerische Kultusministerium schließt die Schack-Galerie

München-Lehel * Das Bayerische Kultusministerium schließt die Schack-Galerie. Die besten

Stücke der Sammlung sollen in die Neue Pinakothek wandern, der Rest im Depot Aufnahme

finden. „Angesichts der jüngsten Terroranschläge“, so die Begründung, sei „die Sicherheit der

benachbarten Staatskanzlei“ nicht mehr garantiert.  Erst der Protest von Museumsfachleuten,
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Fachverbänden und der Presse beendete das, wie sich die Süddeutsche Zeitung ausdrückt,

das „Münchner Trauerspiel“.

1987 – Aids als Symptom einer maroden Gesellschaft bezeichnet

München * Kultusminister Hans Zehetmair greift zum Vokabular des Herrenmenschen:         Aids

ist das „Symptom einer maroden Gesellschaft“.   Homosexualität gehört in den „Randbereich der

Entartung“.   „Das Umfeld der ethischen Werte muss wiederentdeckt werden, um diese Entartung

auszudünnen“.   „Es geht darum, dass dies contra naturam ist - naturwidrig“.   „Dieser Rand muss

dünner gemacht werden, er muss ausgedünnt werden!“ 

9. November 2006 – Die Hauptsynagoge am Jakobsplatz wird eingeweiht

München-Angerviertel * Die neue Hauptsynagoge der Israelitischen Kultusgemeinde am

Jakobsplatz wird eingeweiht. 

9. November 2006 – Einweihung der neuen Hauptsynagoge Ohel Jakob 

München-Angerviertel * Am 9. November 2006 wird die neue Hauptsynagoge Ohel Jakob im

Jüdischen Zentrum am St.-Jakobs-Platz feierlich eingeweiht. Mit ihr kehrt der Name „Ohel Jakob“

nach München zurück, den bereits die 1938 zerstörte orthodoxe Synagoge in der

Herzog-Rudolf-Straße getragen hatte. Wenig später wird auch das unmittelbar angrenzende

Gemeindehaus eröffnet, das heute Sitz der Israelitischen Kultusgemeinde München und

Oberbayern ist.   Das neue Jüdische Zentrum mit Hauptsynagoge, Gemeindehaus, Jüdischem

Museum und Kulturzentrum markiert einen Wendepunkt in der Geschichte des jüdischen Lebens

in München. Erstmals seit der nationalsozialistischen Verfolgung erhält die jüdische Gemeinde

wieder ein sichtbares und repräsentatives Zentrum im Herzen der Stadt. Ein unterirdischer „Gang

der Erinnerung“ verbindet Synagoge und Gemeindehaus und erinnert an die rund 4.500

Münchner Jüdinnen und Juden, die zwischen 1933 und 1945 Opfer des Nationalsozialismus

wurden.   Mit dem Jüdischen Zentrum entsteht zugleich ein Ort religiösen, kulturellen und

gesellschaftlichen Lebens. Die Israelitische Kultusgemeinde verfügt heute über zahlreiche

Einrichtungen, darunter Synagogen, rituelle Tauchbäder, Bildungs- und Kultureinrichtungen,

soziale Dienste sowie jüdische Friedhöfe. Als Einheitsgemeinde vereint sie Mitglieder

unterschiedlicher religiöser Prägungen und bildet das Zentrum des jüdischen Lebens in München

und Oberbayern.
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September 2013 – Das Trümmerfrauen-Denkmal wird eingeweiht

München-Graggenau * Das „Trümmerfrauen-Denkmal“ am Marstallplatz wird vom Münchner

CSU-Vorsitzenden Ludwig Spaenle und kirchlichen Würdenträgern eingeweiht. 

4. Dezember 2013 – Kritik am Gedenkstein für die Trümmerfrauen

München-Graggenau * Die GRÜNEN-Landtagsabgeordneten Katharina Schulze und Sepp Dürr

stülpen über den im Mai aufgestellten „Gedenkstein für die Trümmerfrauen und die

Aufbaugeneration" am Marstallplatz einen brauen Sack. Dieser trägt die Aufschrift:    „Den

richtigen ein Denkmal. Nicht den Alt-Nazis.    Gegen Spaenles Geschichtsklitterung.“      Die

Begründung:  Er vermittelt „ein falsches Bild von den Aufräumarbeiten in der Stadt. Mehr als 90

Prozent der Männer und Frauen, die später zu Trümmerfrauen stilisiert wurden, waren

zwangsverpflichtete Alt-Nazis, die um ihre Essensmarken bangten“. 

25. April 2017 – Hat die Bayerische Staatsregierung Frieden mit Kurt Eisner geschlossen?

München * Scheinbar hat nun auch die Bayerische Staatsregierung ihren Frieden mit Kurt Eisner

gemacht. In einem Schreiben des Staatsministeriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und

Kunst heißt es:   „Die Rolle Kurt Eisners bei     der Beendigung des Ersten Weltkrieges,   beim

Ende der Monarchie und   der Einführung einer demokratischen Verfasstheit in Bayern,   beim

Bemühen, den künftigen deutschen republikanischen Bundesstaat föderal auszugestalten und  

bei der Bereitschaft, auch die (Mit)Verantwortlichkeit des Deutschen Reiches beim Ausbruch des

Ersten Weltkrieges als Grundlage für eine neue Friedens­ordnung in Europa anzuerkennen,    

werden von der Bayerischen Staatsregierung außerordentlich positiv bewertet.   Hinzu kommt die

Tatsache,     dass Eisner als Intellektueller (vor allem orientiert an Immanuel Kant),   mit seinem

jüdischen (familiären) Hintergrund und   als Pazifist (zumal als Zeitgenosse der Blutbäder des

Ersten Weltkrieges) wie   durch seine Ermordung als amtierender Bayerischer Ministerpräsident

am 21. Februar 1919   zu einer Symbolgestalt für aufgeklärt-demokratische Kräfte gegenüber den

chauvinistisch-antisemitischen wurde, in deren späterer Konsequenz auch die Barbarei des

NS-Regimes in Bayern und Deutschland steht“.    Das Ministerium stellt darin in Aussicht, Kurt

Eisner bei den zentralen bayerischen Jubiläumsfeierlichkeiten des Jahres 2018 („100 Jahre

Freistaat Bayern“) entsprechend zu würdigen.  Vielleicht bekommt er dann auch ein Bild in der

Bayerischen Staatskanzlei. 
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23. November 2017 – Bundesstaatsanwaltschaft stellt Brandanschlag-Ermittlungen ein

Karlsruhe - München-Isarvorstadt * Die Bundesstaatsanwaltschaft in Karlsruhe stellt die

Ermittlungen zum Brandanschlag auf das damalige Zentrum der Israelitischen Kultusgemeinde

Münchens an der Reichenbachstraße 27 ein.    Dort waren bei einem Brandanschlag auf das

jüdische Altersheim am 13. Februar 1970 zwei Frauen und fünf Männer, darunter zwei

Holocaust-Überlebende zu Tode gekommen. 

9. November 2018 – Gedenktafeln erinnern an die Familie Schülein

München-Haidhausen * An der Fassade des Unionsbräu in der Einsteinstraße 42 sowie im

Innenhof werden zwei Gedenktafeln zur Erinnerung an die jüdische Brauerfamilie Schülein

enthüllt. Die vom Münchner Bildhauer Toni Preis gestalteten Tafeln würdigen die Bedeutung der

Familie für die Geschichte der Unionsbrauerei, die Entwicklung Haidhausens und die Münchner

Brauwirtschaft.   An der Feierstunde nehmen unter anderem Kulturreferent Dr. Hans-Georg

Küppers und die Präsidentin der Israelitischen Kultusgemeinde München und Oberbayern, Dr.

Charlotte Knobloch, teil. Die Tafeln erinnern zugleich an die Verfolgung der Familie während der

NS-Zeit, ihre Emigration sowie an ihren Beitrag zum Wiederaufbau Münchens nach dem Zweiten

Weltkrieg.
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